
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 

 

MAZEDONIEN 

HENRI BOHNET 

 

7. April 2009 

 

www.kas.de 

www.kas.de/mazedonien 

 

 

L Ä N D E R B E R I C H T  

 

                                                    

Mazedonien hat einen neuen 
Präsidenten   

Politikprofessor Gjorge Ivanov ist der 

neue konservative Präsident Mazedo-

niens. Mit dem ebenfalls überzeugenden 

Sieg bei den zeitgleich abgehaltenen 

Kommunalwahlen – u.a. in der Hauptstadt 

Skopje – hat Premier Gruevskis VMRO-

DPMNE damit den Einfluss des konserva-

tiven Lagers entscheidend ausgebaut. Er 

muss der Bevölkerung nun einen Weg aus 

der zunehmenden außenpolitischen Iso-

lierung durch den Namensstreit mit Grie-

chenland und den Auswirkungen der 

weltweiten Wirtschaftskrise zeigen.    

Geringe Wahlbeteiligung – besonders bei 

den Albanern  

Seine Wahl „eröffnet (wieder) die europäi-

sche Perspektive für Mazedonien“1, verkün-

dete der Wahlsieger Ivanov am gestrigen 

Wahltag. Mit 63% zu 36% Prozent schlug 

Ivanov seinen sozialdemokratischen Rivalen 

Frcovski überzeugend. Er nimmt damit die 

letzte einflussreiche Machtposition im Land 

von der sozialdemokratischen Opposition; 

der bisher amtierende Sozialdemokrat 

Crvenkovski wird voraussichtlich wieder 

Vorsitzender seiner Partei. Der Erfolg Iva-

novs ist in erster Linie auf die Unterstützung 

des Premierministers und seiner Partei zu-

rückzuführen, der in den Monaten seit dem 

Wahltriumph 2008 der schwachen Oppositi-

on keine Chance gegeben hatte, seine Re-

gierungspolitik effektiv anzugreifen. Die ge-

ringe Wahlbeteiligung – knapp über der für 

die Legitimation des Präsidenten gesetzlich 

festgelegten 40%-Schwelle – belegt jedoch 

die zunehmende Politikmüdigkeit der Bevöl-

kerung und die Abwesenheit einer wählba-

 

1 BalkanInsight.com, 5.4.09. 

ren Alternative – insbesondere für die alba-

nische Bevölkerung. Nachdem in der ersten 

Wahlrunde am 22. März alle drei albani-

schen (der insgesamt sieben) Präsident-

schaftskandidaten ausgeschieden waren 

(bei einer Wahlbeteiligung von insgesamt 

54%), sprachen offensichtlich weder Ivanov 

noch Frcovski die albanischen Wähler mit 

ihren Wahlversprechen an. Eine der Haupt-

aufgaben des Präsidenten Ivanov wird es 

nun sein, ein Staatsoberhaupt für alle Bür-

ger zu sein, auch für die ein Viertel der Ge-

samtbevölkerung ausmachenden ethnischen 

Albaner.   

Weitgehend friedlicher Machtkampf bei 

der Besetzung der Bürgermeisterposten 

In den albanischen Landesteilen ging es – 

wie auch in den letztjährigen Parlaments-

wahlen – um den Machtkampf zwischen der 

traditionellen DPA und der ehemaligen Re-

bellenpartei DUI, die mittlerweile Koalitions-

partner in Gruevskis Regierung ist. Der Sieg 

des Bürgermeisterkandidaten der DPA in der 

größten von Albanern besiedelten Stadt Te-

tovo hat dessen Partei vor dem politischen 

Aus bewahrt, das u.a. durch den Austritt 

des moderaten Selmani im vergangenen 

Jahr drohte. Doch hat sich der Überra-

schungserfolg des Präsidentschaftskandida-

ten Selmani im ersten Wahlgang nicht auf 

das Abschneiden seiner neuen Partei in den 

Kommunen übertragen können. Somit blei-

ben die Machtverhältnisse im albanischen 

Lager nach den Wahlen mit der deutlichen 

Dominanz der DUI in den meisten Gemein-

den weitgehend unverändert. Allein der 

Wahlsieg eines von Selmani unterstützten 

unabhängigen Bürgermeisterkandidaten in 

der Stadt Gostivar lässt vermuten, dass die 

etablierten albanischen Parteien sich sowohl 
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auf lokaler als auch auf nationaler (sprich: 

Parlaments-) Ebene auf mehr Konkurrenz 

einstellen müssen.    

Demokratische Standards weitgehend er-

füllt – doch das multiethnische Zusam-

menleben bleibt ein Ideal 

Die internationalen Wahlbeobachter haben 

Mazedonien die weitgehende Erfüllung de-

mokratischer Standards – trotz mehrerer 

Unregelmäßigkeiten wie z.B. Einschüchte-

rungsversuche und „family voting“ – bei der 

Durchführung der beiden Wahlgänge be-

scheinigt.2 Damit hat das Land berechtigte 

Hoffnung auf ein Entgegenkommen der Eu-

ropäischen Union mit Blick auf die er-

wünschte Visa-Liberalisierung und die Auf-

nahme von Beitrittsverhandlungen. In die-

sem Zusammenhang kündigte der Wahlsie-

ger Ivanov bereits an, nach seinem Amtsan-

tritt sich auf die Lösung des Namensstreits 

mit Griechenland und die EU-und NATO-

Integration konzentrieren zu wollen.   

 

Allerdings sind Fortschritte im Namensstreit 

durch die prekäre Lage der Regierung in 

Griechenland in naher Zukunft nicht zu er-

warten. Ebenso gelten die von Brüssel er-

hofften Erleichterungen für das Land, das 

bereits seit 2005 offizieller Beitrittskandidat 

ist, nicht als sicher. Denn nicht nur ist die 

EU gegenwärtig stärker mit den Auswirkun-

gen der Wirtschaftskrise, den Europaparla-

mentswahlen beschäftigt und sieht sich mit 

Rufen nach der „Konsolidierung des Erreich-

ten“3 konfrontiert. 

 

Auch was Mazedonien selbst betrifft, er-

scheinen andere Probleme vorrangig: Die 

Wahlkampfthemen und Wahlergebnisse der 

letzten Wochen unterstreichen, wie viele 

„Baustellen“ es im Land noch gibt, die von 

der Regierung und dem Präsidenten jetzt 

dringend in Angriff genommen werden müs-

sen. Dabei sind die außenpolitischen Her-

ausforderungen klar. Innenpolitisch treten 

die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise 

 

2 Vgl. hierzu den vorläufigen Wahlbericht der 
OSZE/ODIHR: os-
ce.org/documents/odihr/2009/04/37147_en.pd
f 
3 Siehe CDU-Wahlprogramm zur Europawahl 
2009. 

mit jeder Woche deutlicher hervor und be-

drohen das mit den Reformen von 

Gruevskis Regierung Erreichte: Die Arbeits-

losigkeit steigt auf über 35%, landesweit 

sinkt die Produktion der Industrie, Experten 

befürchten ein großes Haushaltsloch für 

2009.      

 

Doch sind es vor allem die interethnischen 

Beziehungen im Land, die gestärkt werden 

müssen. Die geringe Wahlbeteiligung der 

albanischen Bevölkerung bei den Präsident-

schaftswahlen und ihre fortdauernde Präfe-

renz für die traditionellen albanischen Par-

teien bei den Kommunalwahlen machen die 

fortbestehende Kluft zwischen den Ethnien  

- und den politischen Lagern deutlich. Es 

erscheint an der Zeit, dass nach den ständi-

gen Wahlkämpfen der vergangenen andert-

halb Jahre die Politiker des Landes sich ge-

meinsam für die Lösung der bestehenden 

Probleme engagieren. Hier liegt die Heraus-

forderung – und Verantwortung – jetzt in 

erster Linie bei Gruevskis VMRO-DPMNE und 

dem neu gewählten Präsidenten.        

   


